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Weltweite Flüchtlingskrise 
 
Ein System stösst an seine Grenzen – Wie Europa mit der Flüchtlingskrise umgeht 
Weltweit sind über 60 Millionen Menschen auf der Flucht. Dieser traurige Rekord wurde in einem Bericht der 
Uno-Flüchtlingsbehörde (UNHCR) wie folgt festgehalten: «2015 wird wahrscheinlich alle bisherigen Rekorde 
übertreffen. In einem globalen Kontext bedeutet dies, dass ein Mensch von 122 gezwungen wurde, sein Haus zu 
verlassen.».  
In Europa regelt das Dubliner Übereinkommen die Durchführung und die Zuständigkeit von Asylverfahren. 
Konkret bedeutet das, dass derjenige Staat im Schengen-Raum für die Durchführung eines Asylverfahrens 
zuständig ist, in den ein Asylbewerber nachweislich zuerst eingereist ist. Dieses System stösst in der aktuellen 
Krisensituation an seine Grenzen. Nach Lösungen wird intensiv gesucht, diese zu finden, gestaltet sich jedoch 
schwierig.  
 

 Auftrag A (Vorentlastung) 
Betrachten Sie das Bild und tauschen Sie Ihre Gedanken dazu zu zweit aus (max. eine Minute!). 
Notieren Sie anschliessend in Stichworten, was Sie auf dem Bild sehen und wie Sie das Bild und die 
Aussage interpretieren.  

 
http://de.toonpool.com/user/463/files/fluechtlingsstroeme_2095895.jpg, 05.04.2016 

 
 Auftrag B 

Bearbeiten Sie folgende Aufträge mit Hilfe der folgenden Webseite: 
http://www.unhcr.ch/service/fragen-antworten/fluechtling.html  
oder mit Hilfe Ihres Lehrmittels «Aspekte der Allgemeinbildung»,  
Kapitel «Migration». 

 
1. Beschreiben Sie in eigenen Worten den Begriff Flüchtling und nennen Sie Gründe für politisches 

Asyl.  
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2. Wo ist geregelt, wer von einem Land Asyl erhalten muss?  
 
 
 

 
3. Erklären Sie die beiden gelb hinterlegten Begriffe «globaler Kontext» und «Schengen-Raum» in 

Stichworten.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 

  
 

 Auftrag C 
Lesen Sie die Fragen auf der nächsten Seite durch. Lesen Sie dann den untenstehenden Artikel. 
Beantworten Sie anschliessend die Fragen. 
 
Artikel: Asylgesuche in Europa 2015 – Deutschland und Ungarn an der Spitze  
 
Die Anzahl Bewerber, die 2015 erstmals in Europa einen Asylantrag eingereicht haben, können Sie in 
den folgenden grafischen Darstellungen in Beziehung zur Bevölkerungszahl oder dem Bruttoinland-
Produkt (BIP) pro Kopf vergleichen. 
 
Asylgesuche 2015 pro Million Einwohner 
 

 
http://www.swissinfo.ch/ger/rueckschau_2015--die-fluechtlingswelle-erreicht-europa/41841218, 05.04.2016 
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Asylgesuche pro 1 USD des BIP pro Einwohner (berechnet auf Basis der Kaufkraft 2011) 
 

 
http://www.swissinfo.ch/ger/rueckschau_2015--die-fluechtlingswelle-erreicht-europa/41841218, 05.04.2016 

 

Weil eine gemeinsame Politik fehlt, haben sich mehrere Länder für unilaterale Lösungen entschieden, 
was zu einem ziemlichen Chaos an den Grenzen führte. Die symbolischste Geste der Solidarität kam 
von Deutschlands Bundeskanzlerin Angela Merkel, die den Syrern freien Zugang gewährte, wenn auch 
nur für eine gewisse Zeit. Dem ersten Applaus folgte schon bald zunehmende Kritik, daheim und im 
Ausland. 
 
Verschiedene Länder, darunter Deutschland, setzten in der Folge das Schengener Abkommen aus und 
führten wieder Grenzkontrollen ein. Von einem Tag auf den anderen fand sich Europa wieder geteilt 
vor, mit einer Reihe von Mauern und Barrieren, die man seit dem Ende des Kalten Kriegs als Dinge der 
Vergangenheit betrachtet hatte. 
 
Im November, nach den Attentaten von Paris und der Bestätigung, dass einer der Terroristen als 
Flüchtling nach Europa gelangt war, erlitten die verschiedenen Asylpolitiken eine erneute Verschärfung. 
 
Und ausserhalb Europas? 
Um den Zustrom von Flüchtlingen einzudämmen, bat Europa auch die Türkei um Hilfe. Ankara 
verpflichtete sich, die Flüchtlinge auf seinem Boden zu behalten und erhielt im Gegenzug drei 
Milliarden Euro an Hilfsgeldern, eine Liberalisierung der Visabestimmungen und die Wiederaufnahme 
des EU-Beitrittsprozesses. Doch das 78-Millionen-Land Türkei beherbergt auf seinem Territorium 
bereits mehr als zwei Millionen Syrerinnen und Syrer. Tatsächlich leben 86% der weltweiten Flücht-
linge laut Angaben des UNHCR in einem Entwicklungs- oder Schwellenland. Davon beherbergen die 
Türkei, Pakistan, der Libanon, der Iran, Jordanien und Äthiopien fast die Hälfte (45%). 
 
Quelle: http://www.swissinfo.ch/ger/rueckschau_2015--die-fluechtlingswelle-erreicht-europa/41841218, 05.04.2015,  
gekürzte Fassung  
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4. Erklären Sie die beiden gelb hinterlegten Begriffe «unilateral» und «Kalter Krieg» in Stichworten. 
Tipp zum Begriff «unilateral»: Bilateral bedeutet zweiseitig, zwei Seiten betreffend und steht in der 
Politik für ein Abkommen zwischen zwei Parteien (z.B. Ländern).  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

5. Betrachten Sie die Statistik «Asylgesuche 2015 pro Million Einwohner» (oben). Lesen Sie aus der 
Grafik eine Aussage, welche die Schweiz betrifft, und formulieren Sie diese in zwei bis vier ganzen 
Sätzen. Nehmen Sie dabei Bezug auf die Zahlen.  

 

 
 
 
 
 
 
 

 

6. Betrachten Sie die Statistik «Asylgesuche pro 1 USD des BIP pro Einwohner» (oben). Lesen Sie 
aus der Grafik eine Aussage, welche die Schweiz betrifft, und formulieren Sie diese in zwei bis vier 
ganzen Sätzen. Nehmen Sie dabei Bezug auf die Zahlen.  

 

 
 
 
 
 
 
 

 

  



  News: Aktuelles aus Politik, Wirtschaft und Recht                                          April 2016     

   
© Orell Füssli Verlag 

 
Der Flüchtlingspakt 
Die Türkei soll der Europäischen Union (EU) bei der Grenzsicherung helfen: Die EU und die Türkei haben im 
März 2016 einen Pakt zur Lösung der Flüchtlingskrise geschlossen, der den Zustrom nach Europa bremsen 
soll.  

 

 
 Auftrag D 

Schauen Sie den Film über den Flüchtlingspakt an und beantworten Sie die unten-
stehenden Fragen dazu: http://www.3sat.de/mediathek/?mode=play&obj=58033,  
05.04.2016 
 

7. Wieviele Menschen sind seit 2013 vor dem syrischen Bürgerkrieg geflohen? 
 

 
 

8. Wo leben die meisten syrischen Flüchtlinge?  
 

 
 

9. Wie soll der Flüchtlingspakt funktionieren?  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

10. Warum ist der Flüchtlingspakt umstritten? 
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Das Asylverfahren in der Schweiz 
 

 Auftrag E 
Schauen Sie den Film über das Asylverfahren in der Schweiz an und beantworten 
Sie die Fragen 11 bis 15 dazu: http://www.srf.ch/news/wahlen-15/wahlen15-
politbox/politbox-on-tour-lugano/so-funktioniert-das-asylverfahren-in-der-schweiz  
 
11. Wo kann man in der Schweiz ein Asylgesuch stellen?  
 

 
 
 

 
12. Was geschieht in den Empfangs- und Verfahrenszentren EVZ?  
 

 
 
 
 
 

 
13. Wer entscheidet in der Schweiz darüber, ob ein Asylgesuch weiter geprüft werden muss?  
 

 
 

 
14. Wo findet die zweite Befragung statt, welche die Grundlage für den anschliessenden Asylentscheid 

bildet? 
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15. In der folgenden Tabelle sehen Sie drei verschiedene Arten von Aufenthaltsbewilligungen in der 

Schweiz. Füllen Sie die Spalte «Beschreibung» gemäss dem Beispiel «Ausweis B» aus.  
 

Kategorie Beschreibung 

Ausweis B 

(Aufenthaltsbewilligung) 

 
 

Wenn eine Person als Flüchtling anerkannt wird, 

erhält sie Asyl und den Ausweis B.  

Flüchtlinge können mit dem Ausweis B in allen 

Branchen arbeiten, sie benötigen dazu jedoch eine 

Arbeitsbewilligung.  

Ehegatten und minderjährige Kinder dürfen 

ebenfalls einreisen und erhalten Asyl.  

Ausweis F (Vorläufig 

aufgenommene Ausländer) 

 

 

 

Ausweis N (für Asylsuchende)  
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 Auftrag F 
Ergänzen Sie Ihre Beschreibungen in der Tabelle mit Hilfe der folgenden Webseite:  
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/themen/aufenthalt/nicht_eu_efta.html  

  
 Gruppenauftrag G 

Sie sind angestellt beim Staatssekretariat für Migration (SEM) und müssen entscheiden, wer Asyl erhält 
und wer nicht. Entscheiden Sie sich in einer Gruppe von 2-4 Personen für eines der 
unter folgendem Link beschriebenen Beispiele und bearbeiten Sie die untenstehenden 
Aufträge: http://www.verlag-fuchs.ch/_unterricht/sfnews/sfnews/16-04-
15_Fluechtlingskrise/4_fluechtlingskrise_asylverfahren_2016-04-15.pdf 
 
16. Lesen Sie zu Ihrem Fall die weiteren Etappen «Reiseweg», «Empfangs- und 

Verfahrenszentren», «Anhörung» und «Analysen». Lesen Sie den «Entscheid» noch nicht. 
Verfolgen Sie dabei den Weg auf dem Asylschema (unten).  

 
17. Wie würden Sie entscheiden? Begründen Sie Ihr Urteil in zwei bis vier vollständigen Sätzen.  
 

 
 
 
 
 

 
18. Lesen Sie nun die Etappen «Entscheid» und «Aufenthalt / Rückkehr». Vergleichen Sie anschlies-

send in der Gruppe das von Ihnen gefällte Urteil und passen Sie dieses allenfalls aufgrund des 
Gelesenen an. 
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Auftrag A (Vorentlastung)

Das Bild zeigt Flüchtlinge im Mittelmeer und ein Schiff der Frontex 
(EU-Grenzschutzagentur) mit zwei bewaffneten Frontex-Beamten. Die 
Flüchtlinge zeigen mit Handzeichen an, dass sie Hilfe benötigen. Die 
Frontex-Mitarbeiter verweisen auf die Asylquote und deren gerechtere 
Verteilung der Flüchtlinge.

Betrachten Sie das Bild und tauschen Sie Ihre Gedanken dazu zu zweit aus 
(max. eine Minute!). Notieren Sie anschliessend in Stichworten, was Sie auf 
dem Bild sehen und wie Sie das Bild und die Aussage interpretieren. 

LÖSUNGEN
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1. Beschreiben Sie in eigenen Worten den Begriff Flüchtling und nennen 
Sie Gründe für politisches Asyl.

Flüchtlinge sind Menschen, die aus «begründeter Furcht vor Verfolgung 
wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen 
Überzeugung» fliehen (Artikel 1 der Genfer Flüchtlingskonvention von 
1951). Diese Menschen könnten nur unter Lebensgefahr in ihr 
Heimatland zurückkehren. Wer aus einem der obengenannten Gründe 
flieht, gilt als politischer Flüchtling. Flieht eine Person in ein Land, das 
die Genfer Flüchtlingskonvention unterzeichnet hat (das sind die 
meisten Staaten der Welt), muss dieser Staat Asyl gewähren.  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2. Wo ist geregelt, wer von einem Land Asyl erhalten muss?

In der Genfer Flüchtlingskonvention von 1951. 

3. Erklären Sie die beiden gelb hinterlegten Begriffe «globaler Kontext» 
und «Schengen-Raum» in Stichworten. 

Globaler Kontext
Global: (lateinisch: globus; Kugel, Erdkugel) alle Staaten und Völker 
der Erde betreffend; Kontext: Zusammenhang
� Zusammenhang, der alle Staaten und Völker der Erde betrifft

Schengen-Raum
Der Schengen-Raum ist das Gebiet, in welchem das Schengen-
Abkommen gilt. Durch dieses Abkommen entfielen innerhalb des 
Binnenraumes die Grenzen. Auch Drittstaatsangehörige können sich 
innerhalb des Schengen-Raumes relativ frei bewegen. 
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4. Erklären Sie die beiden gelb hinterlegten Begriffe «unilateral» und 
«Kalter Krieg» in Stichworten. 

Unilateral: einseitig; in diesem Zusammenhang: Handeln eines Staates 
ohne Rücksichtnahme auf die Interessen anderer Länder
Kalter Krieg: Konflikt nach dem zweiten Weltkrieg zwischen den 
Westmächten und dem Ostblock (1947-1989)

5. Betrachten Sie die Statistik «Asylgesuche 2015 pro Million Einwohner». 
Lesen Sie aus der Grafik eine Aussage, welche die Schweiz betrifft, und
formulieren Sie diese in zwei bis vier ganzen Sätzen. 
Nehmen Sie dabei Bezug auf die Zahlen. 

Im Jahr 2015 hatte die Schweiz 2’811 Asylgesuche pro Million Einwohner. 
Das sind ungefähr 6 mal weniger Asylgesuche als Spitzenreiter Ungarn oder 
weniger als die Hälfte im Vergleich mit Österreich. 
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6. Betrachten Sie die Statistik «Asylgesuche pro 1 USD des BIP pro Einwohner». 
Lesen Sie aus der Grafik eine Aussage, welche die Schweiz betrifft, und 
formulieren Sie diese in zwei bis vier ganzen Sätzen. 
Nehmen Sie dabei Bezug auf die Zahlen. 

Im Jahr 2015 hatte die Schweiz 0,41 Asylgesuche pro 1 USD des BIP pro 
Einwohner. Das sind ungefähr 17 mal weniger Asylgesuche als Spitzenreiter 
Ungarn oder 14 mal weniger als Deutschland. 

7. Wieviele Menschen sind seit 2013 vor dem syrischen Bürgerkrieg 
geflohen?

4,8 Millionen Menschen sind geflohen.

8. Wo leben die meisten syrischen Flüchtlinge? 

Die meisten Flüchtlinge leben in der Türkei, im Libanon oder in Jordanien.
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9. Wie soll der Flüchtlingspakt funktionieren? 

Flüchtlinge, die von der Türkei nach Griechenland gekommen sind, sollen 
von der Türkei zurückgenommen werden, sofern sie in der Türkei sicher 
sind. Für jeden Syrer, der darunter ist, soll die EU einen Syrer übernehmen 
und in einem EU-Land unterbringen.

10. Warum ist der Flüchtlingspakt umstritten?

Es droht eine Verlagerung des Problems anstatt einer echten Hilfe für die 
Menschen. So könnten etwa alternative Routen wie die lebensgefährliche 
Bootsfahrt von Nordafrika über das Mittelmeer nach Italien entstehen. 
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11. Wo kann man in der Schweiz ein Asylgesuch stellen? 

In einem der 5 Empfangs- und Verfahrenszentren in Basel, Chiasso, 
Kreuzlingen, Vallorbe und Altstätten.

12. Was geschieht in den Empfangs- und Verfahrenszentren EVZ? 

Fingerabdrücke, Ausweise / Pässe werden beschlagnahmt, Befragung über die 
Asylgründe, erster Gesundheitscheck 

13.Wer entscheidet in der Schweiz darüber, ob ein Asylgesuch weiter geprüft 
werden muss? 

Das Staatssekretariat für Migration SEM
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14.Wo findet die zweite Befragung statt, welche die Grundlage für den 
anschliessenden Asylentscheid ist?
Dieser findet in den Kantonen statt.
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Ausweis F Vorläufig Aufgenommene sind Personen, die aus 
der Schweiz weggewiesen wurden, wobei sich aber 
der Vollzug der Wegweisung als unzulässig (Verstoss 
gegen Völkerrecht), unzumutbar (konkrete 
Gefährdung des Ausländers) oder unmöglich 
(vollzugstechnische Gründe) erwiesen hat. Die 
vorläufige Aufnahme stellt demnach eine 
Ersatzmassnahme dar. Die vorläufige Aufnahme 
kann für 12 Monate verfügt werden und vom 
Aufenthaltskanton um jeweils 12 Monate verlängert 
werden. Die kantonalen Behörden können vorläufig 
aufgenommenen Personen unabhängig von der 
Arbeits- und Wirtschaftslage eine Bewilligung zur 
Erwerbstätigkeit erteilen. Die spätere Erteilung einer 
Aufenthaltsbewilligung richtet sich nach den 
Bestimmungen von AuG Art. 84 Abs. 5.
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Ausweis N 

(für Asylsuchende)

Asylsuchende sind Personen, die in der Schweiz ein 
Asylgesuch gestellt haben und im Asylverfahren 
stehen. Während des Asylverfahrens haben sie 
grundsätzlich ein Anwesenheitsrecht in der Schweiz. 
Unter bestimmten Umständen kann ihnen eine 
unselbständige Erwerbstätigkeit erlaubt werden.
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Die folgenden drei Beispiele und die dazugehörenden Erklärungen stammen von der Webseite: 

https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/asyl/asylverfahren/drei_beispiele.html (05.04.2016) 

Asylverfahren  

Weltweit sehen sich zahlreiche Menschen gezwungen, ihren Heimatstaat zu verlassen und irgendwo ein 
Asylgesuch zu stellen. Manche werden von den heimatlichen Behörden wegen ihrer politischen Anschau-
ungen oder ihres Glaubens verfolgt, andere wiederum leiden unter den Auswirkungen eines Bürgerkrieges 
und wieder andere haben einfach genug von den katastrophalen wirtschaftlichen Verhältnissen in der 
Heimat. Die Schweiz gehört zu den Zieldestinationen dieser Menschen. Sie gewährt Flüchtlingen Asyl und 
bietet Schutzbedürftigen vorübergehenden Schutz. Zuständig für diese Aufgabe ist in der Schweiz das 
Staatssekretariat für Migration (SEM), genauer der Direktionsbereich Asyl. Diese Stelle unterzieht jedes 
Asylgesuch einer sorgfältigen und individuellen Prüfung. Auf offensichtlich missbräuchliche Gesuche wird 
nicht eingetreten. Bei den übrigen Gesuchen gilt es zu prüfen, ob die Asylvorbringen glaubhaft sind und – 
falls dies zutrifft – ob die Flüchtlingseigenschaft gemäss Asylgesetz erfüllt ist. Anerkannte Flüchtlinge 
erhalten meist Asyl; dies ist aber nicht der Fall, wenn sie beispielsweise verwerfliche Handlungen 
begangen haben oder die Sicherheit der Schweiz gefährden. Asylsuchende, deren Gesuch abgelehnt wird, 
haben die Schweiz in der Regel zu verlassen. In diesen Fällen muss jedoch geprüft werden, ob Weg-
weisungshindernisse existieren. Sind solche vorhanden, verfügt das Staatssekretariat für Migration eine 
vorläufige Aufnahme in der Schweiz. Andernfalls sind die kantonalen Migrationsbehörden – oftmals in 
Zusammenarbeit mit den zuständigen Bundesstellen – für den Vollzug der Wegweisung verantwortlich. 
Asylsuchende haben die Möglichkeit, gegen ablehnende Entscheide des Staatssekretariats für Migration 
Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht einzureichen.  

 

Drei Beispiele  

Drei Personen. Drei verschiedene, fiktive Schicksale, drei Biografien aus verschiedenen Ländern. Aber ein 
Ziel: die Schweiz und Schutz vor Verfolgung.  

Fall A  
Mamadou B., 19-jährig, guineischer Staatsangehöriger der Ethnie Peul, ohne Schulbildung, ledig, 
hat nach Jahren kleiner Jobs in der Subsistenzwirtschaft und in der Stadt Conakry mit Unterstüt-
zung seiner Familie den Entschluss gefasst, nach Europa auszuwandern. Dort möchte er einer 
geregelten Arbeit nachgehen. Er spielt im Oktober zudem mit dem Gedanken, durch Heirat in den 

Genuss eines Aufenthalts in einem reichen Industrieland zu kommen.  

Mamadou B. bezahlt mit Erspartem seiner Familie einen Schlepper, der für ihn eine Reiseroute per Schiff 
nach Italien skizziert.  

Fall B  
Ahmed H., 23-jährig, somalischer Staatsbürger abgaalischer Ethnie, wuchs in Mogadischu auf. 
Single, ohne Ausbildung und Auskommen, beschliesst er Somalia zu verlassen und in Europa um 
Asyl nachzusuchen.  

Fall C  
Sadiye C., 25-jährig, türkische Staatsangehörige kurdischer Ethnie, Alevitin, ledig, aufgewachsen 
in Bingöl (Osttürkei) mit zwei Brüdern und vier Schwestern. Vater Besitzer eines Restaurants mit 
fast ausschliesslich kurdischer Kundschaft. Seit vier Jahren Studentin an der Anglistik-Fakultät 

der Universität Istanbul.   
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Reiseweg  

Ausländer, die in der Schweiz um Schutz nachsuchen wollen, können ihr Asylbegehren [...] an jedem 
Grenzübergang und auf den Flugplätzen des Landes einreichen. [...] Die Einreise wird dann gestattet, wenn 
plausible Gründe für eine asylrelevante Verfolgung vorgebracht werden und die Asylsuchenden ohne 
unnötige Zwischenaufenthalte zur Schweizer Grenze gereist sind. Fast 90 Prozent der Asylsuchenden 
umgehen jedoch die Gefahr einer Rückweisung [...] an der Grenze durch eine illegale Einreise. Wird eine 
Person bei der illegalen Einreise angehalten, wird sie in das Nachbarland zurückgewiesen. Asylsuchende 
sind in der Regel in einem der vier Nachbarländer der Schweiz nicht bedroht.  

Frage: Wie sind Mamadou B., Ahmed H. und Sadiye C. in die Schweiz eingereist? 

Fall A  

Mamadou B. reist am 3. November per Cargoschiff nach Genua. Dafür hat er USD 1000 bezahlen müssen. 
Den Anweisungen eines Schleppers folgend, reist er illegal bei Ponte Chiasso in die Schweiz ein. Zuvor 
vernichtet Mamadou B. auf Anraten des Schleppers seine Reise- und Identitätspapiere.  

Fall B  

Am 27. Februar verlässt Ahmed H. seine Stadt und reist ohne Reisepapiere nach Nairobi. In der 
kenianischen Hauptstadt nimmt er den von einem Gehilfen organisierten Flug nach Rom. Am 22. März 
reist er illegal in die Schweiz ein.  

Fall C  

Am 24. April reist Sadiye C. im Auto ihres Bruders Ahmet C. bei Chiasso in die Schweiz ein. Ahmet C. 
und seine Ehefrau Marianne haben Sadiye im Albergo «Piazza Cavour» in Milano abgeholt. Die Türkei 
hatte Sadiye C. am 10. April über den Hafen von Kusadasi verlassen. Dank Beziehungen war es ihr 
möglich gewesen, dort ein Touristenboot zu besteigen, welches sie auf die griechische Insel Samos brachte. 
Von Griechenland bis nach Italien war sie mit einem Cousin gereist, der in der Nähe von Rom wohnt.  
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Empfangs- und Verfahrenszentren  

Unabhängig von der Art der Einreise müssen sich alle Asylbewerber und -bewerberinnen bei einem der 
fünf Empfangs- und Verfahrenszentren (EVZ) des Staatssekretariats für Migration in Chiasso, Vallorbe, 
Basel, Altstätten oder Kreuzlingen melden. Beim Eintritt in das EVZ werden die Personalien der Asyl-
suchenden registriert. In einer anschliessenden Befragung müssen sie ihre persönlichen und familiären 
Verhältnisse sowie ihre Asylgründe summarisch darlegen. Gleichzeitig werden ihnen Fingerabdrücke 
genommen und Fotoportraits erstellt. Mit Hilfe dieser erkennungsdienstlichen Daten wird überprüft, ob die 
betreffenden Personen schon früher – allenfalls unter anderen Namen – in der Schweiz ein Asylgesuch 
eingereicht haben. Bei offensichtlich unbegründeten oder missbräuchlichen Gesuchen kann ein beschleu-
nigtes Verfahren angewendet werden. Dabei wird das Asylgesuch bereits an im EVZ abgeschlossen und 
gegebenenfalls der Vollzug der Wegweisung durchgeführt. Die übrigen Asylsuchenden werden bis zum 
Abschluss des Asylverfahrens einem Kanton zugeteilt.  

Frage: Was haben Mamadou B., Ahmed H. und Sadiye C. an der Empfangstelle 

ausgesagt?  

Fall A  

An dem in Grenznähe liegenden EVZ Chiasso reicht Mamadou B. am 4. Dezember sein Asylgesuch ein. 
An der Kurzbefragung erklärt Mamadou B., er habe im Heimatland Sierra Leone nie Papiere besessen: 
«Was meinen Geburtsschein betrifft, so ging dieser beim Überfall auf mein Haus verloren....». Der 
Befrager an der EVZ notiert zu den Asylgründen wortwörtlich folgendes: «Die Rebellen sind gekommen 
und haben unser Dorf überfallen, die Leute vertrieben und unser Haus zerstört...». Nachdem alle Haupt-
gründe erfasst worden sind, fügt Mamadou B. an: «Ich habe Angst, in mein Dorf zurückzukehren, da sich 
noch einige Rebellen in der Region versteckt halten...».  

Weil er keine Papiere abgegeben und der Befrager auf einige länderspezifische Fragen keine Antwort 
erhalten hat, kommen erste Zweifel an der sierraleonischen Herkunft des Gesuchstellers auf.  

Fall B  

Am 25. März reicht Ahmed H. im EVZ Vallorbe sein Asylgesuch ein. Es findet eine Kurzbefragung statt. 
Darin macht Ahmed H. deutlich, dass er aus ökonomischen und politischen Überlegungen sein unstabiles 
Land verlassen hat. Einen Personalausweis reicht er nicht zu den Akten.  

Am 28. März wird Ahmed H. für die Dauer des Asylverfahrens dem Kanton Genf zugeteilt.  

Fall C  

Am 30. April, einem grau-regnerischen Mittwochmorgen, meldet sich Sadiye C. bei der Reception des 
EVZ Kreuzlingen. Sie reicht ein Asylgesuch ein und gibt ihre zwei Identitätsausweise ab. Man findet bei 
ihr eine Agenda, die man ihr trotz lautstarkem Protest abnimmt, später aber wieder aushändigt. Am 5. Mai 
wird Sadiye C. befragt. Der eher skeptischen Befragerin erklärt sie, weshalb sie zwei Identitätsausweise 
besitzt: Der eine sei echt – ausgestellt in Bingöl am 3. September 1997 – der andere, lautend auf den 
Namen «Esen Karatas», sei gefälscht. Man fragt sie nach den Gründen für die Ausreise. «Ich werde 
gesucht, wenn Sie mich in die Türkei zurückschicken, muss ich ins Gefängnis.» «Am 10. November des 
letzten Jahres nahm ich an einer Demonstration gegen Zulassungsbeschränkungen an die Universität teil; 
als die Polizei eingriff, konnten die meisten flüchten; ich war aber zu weit vorne und wurde – wie früher 
auch schon – festgenommen. Nun werde ich grundlos beschuldigt, eine verbotene linke Partei tatkräftig 
unterstützt zu haben. Sie haben mich geschlagen, mir Schlechtes angetan...»  
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Anhörung  

Die zuständige kantonale Behörde, oder in speziellen Fällen das SEM, hört die Gesuchsteller zu ihren 
Vorbringen ausführlich an. Bei diesen Anhörungen müssen die Asylsuchenden die Gründe für ihre 
Bedrohung so präzis und lückenlos wie möglich vorbringen. Es wird ihnen Gelegenheit geboten, ihre 
Aussagen durch Dokumente zu belegen. Kritische Rückfragen sollen allfällige Widersprüche offen legen. 
Bei diesen Anhörungen sind Dolmetscher und Vertreter anerkannter Hilfswerke präsent. Das Gespräch 
wird protokolliert und den Asylsuchenden in eine ihnen verständliche Sprache rückübersetzt. Die Aussagen 
werden anschliessend durch das SEM überprüft. Das Befragungsprotokoll ist ein wichtiges Element für die 
Beurteilung des Asylgesuches.  

Frage: Was haben Mamadou B., Ahmed H. und Sadiye C. bei der zweiten Befragung 

gesagt?  

Fall A  

Während der direkten Bundesanhörung, die nach kurzem Aufenthalt im Empfangs- und Verfahrenszentrum 
am 17. Dezember in der SEM-Zentrale in Bern-Wabern durchgeführt wird, kann Mamadou die Flagge von 
Sierra Leone nicht korrekt zeichnen. In seinen Antworten finden sich keine weiteren Angaben zur Her-
kunft: «Ich kenne nur mein Dorf, weil ich es ausser für Feldarbeiten nie verlassen habe», oder: «Da ich 
nicht zur Schule gegangen bin, weiss ich nicht, welche Stückelungen die Währung von Sierra Leone hat». 
Der Asylentscheider, der die Zweitbefragung leitet, kann mit diesen zusätzlichen vagen Angaben bereits 
eine sierraleonische Herkunft ausschliessen. Jedoch weiss er immer noch nicht, woher Mamadou B. tat-
sächlich stammt. Um nach erfolgtem Asylentscheid den Vollzug zu optimieren, entscheidet der Asyl-
entscheider, das Dossier an die Sektion Analysen weiterzuleiten, wo Spezialisten aus der Herkunftsregion 
von Mamadou B. möglichst exakter Herkunftsbestimmungen treffen.  

Fall B  

Am 17. April wird Ahmed H. direkt im EVZ Vallorbe im Rahmen der Zweitbefragung eingehender zu 
seinen Fluchtmotiven angehört. Seine schriftlich festgehaltenen Aussagen stimmen mit denjenigen der 
Erstbefragung überein. Er lebte in Mogadischu immer in schlechten Verhältnissen (keine Ausbildung, 
somit kein Auskommen, nicht genügend Nahrungsmittel und kaum Zugang zur medizinischen Infra-
struktur). Der Bürgerkrieg in seinem Land trägt zu dieser schlechten Situation bei. Weshalb ist er aus-
gerechnet in die Schweiz gekommen? Im Kanton Waadt lebt ein Onkel von ihm.  

Fall C  

Am 1. Juli macht Sadiye C. gegenüber einer Mitarbeiterin des Migrationsamtes des Kantons Zürich die 
folgenden Aussagen: «Alle versuchten zu flüchten, als die Polizei eingriff. Cetin, der direkt vor mir 
gestanden hatte, und Fadime neben mir hatten auch Pech; sie packten uns an den Armen und zerrten uns in 
bereitstehende Polizeiautos. Ich schätze, wir waren etwa 40, die sie erwischt hatten. Neben mir im Auto 
sass einer, der mich ständig anstarrte; fast war ich froh, als wir endlich im Posten ankamen.» «Ständig die 
gleichen Fragen: ‹Wer ist der Kopf eurer Gruppe? Wie viele Leute gehören zu euch? Woher habt ihr die 
Waffen? Wer war beim Überfall der Anführer?› Sie versuchten mir Dinge anzuhängen, mit denen ich 
überhaupt nichts zu tun habe. Zuerst waren sie freundlich, einer mit einem blöden Grinsen, dann gab’s 
Schläge ... Drohungen. Einer begann, mich überall zu betasten, ich schrie, weinte [beginnt zu weinen] ... 
Ich glaube, es wäre dazu gekommen, wenn nicht plötzlich ein schon etwas älterer Typ – ich denke sein 
Vorgesetzter – dazu gekommen wäre.» ... «In der Woche nach meiner Entlassung aus dem Polizeiposten 
am 14. November musste ich erstmals vor Gericht erscheinen. Späteren Gerichtsvorladungen leistete ich 
nach Absprache mit meinem Anwalt keine Folge mehr und tauchte unter. Die Polizei hat mich dann ein 
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paar Mal gesucht. Nachdem ich erfahren habe, dass ich zu einer mehrjährigen Haftstrafe wegen 
Unterstützung einer in der Türkei illegalen Partei verurteilt worden bin, bin ich aus Angst vor dem 
Gefängnis ausgereist.»  

 

Analysen  

Die Sektion MILA (Migrations- und Länderanalysen), die sich aus den Fachstellen Länderinformation und 
Lageanalysen zusammensetzt, und die Sektion LINGUA sind der Hauptabteilung Asylverfahren unterstellt 
und am Standort Bern-Wabern vertreten.  

Länderinformation und Lageanalysen  

Ist es möglich, in Luanda Diabetes Typus I und Diabetes Typus II zu behandeln? – Gibt es in Libyen eine 
Organisation namens Abnaa Libya? – Gibt es im Welikada-Gefängnis in Sri Lanka einen Frauentrakt? 
Täglich werden Dutzende solcher oder anderer Fragen an die Länderexperten der Fachstelle «Länder-
information und Lageanalysen» (MILA) gerichtet. Es sind Fragen, die sich den Sachbearbeitern im 
Verlaufe der Behandlung eines Asylgesuchs stellen. Die recherchierten Informationen von MILA bilden 
eine wesentliche Grundlage für die Beurteilung eines Asylgesuchs und bei der Einschätzung der Lage in 
den Herkunftsländern von Asylsuchenden.  

Die Kernaufgabe von MILA besteht somit in der Beschaffung und Vermittlung von Informationen über die 
rund 120 Herkunftsländer der asylsuchenden Personen, die in der Schweiz ein entsprechendes Gesuch 
gestellt haben. Die Länderexpertinnen und experten beantworten Faktenfragen, bieten Recherchehilfen, 
liefern Lageberichte über die aktuelle Situation in den Herkunftsländern von asylsuchenden Personen. Eine 
weitere Aufgabe ist das Analysieren von Identitätsausweisen und administrativen Dokumenten.  

LINGUA  

Steht die Herkunft von Asylsuchenden nicht fest, besteht die Möglichkeit, an die Fachstelle LINGUA für 
Herkunftsabklärungen zu gelangen. Abklärungen zur Herkunftsregion bzw. zum Herkunftsland bzw. zum 
Sozialisationsmilieu einer Person sind deshalb notwendig, weil es zahlreiche ausländische Personen in der 
Schweiz gibt, die sich den Behörden gegenüber identitäts- und/oder herkunftsmässig nicht ausweisen und 
deren tatsächliches Heimatland deshalb ungewiss ist. LINGUA ermittelt mit Hilfe von externen, 
unabhängigen Experten den Sozialisationsraum der Gesuchsteller und hält die Resultate der Ermittlungen 
in einem Gutachten fest. Die LINGUA-Gutachten basieren auf einer linguistischen Analyse der Sprache 
und auf einer landeskundlich/kulturellen Analyse des Wissens der asylsuchenden Person.  

Solche Herkunftsgutachten können das Asylverfahren beschleunigen. Bei Bestätigung einer angegebenen 
Herkunft gelangen Asylbewerber schneller und reibungsloser zu ihrem Recht. Im Kontext des 
Wegweisungsvollzugs können Herkunftsgutachten den Erhalt der für eine Wegweisung notwendigen 
Ersatzpapiere erleichtern.  

Fall A  

Am 12. Januar meldet sich Mamadou beim Eingang zum Hauptgebäude in Bern-Wabern mit seiner 
Lingua-Vorladung in der Hand. Er folgt dem Beamten in ein leeres Büro, wo er alleine auf einen Telefon-
anruf wartet. Nach kurzer Zeit klingelt das Telefon. Mamadou B. nimmt den Hörer ab. Die anrufende 
Person begrüsst ihn. Es folgt ein Gespräch in seiner Muttersprache. «Komisch, weshalb musste ich mit 
einem ‹Typen› aus Afrika telefonieren?», fragt sich Mamadou B. nach dem Telefongespräch.  
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Nach diesem Gespräch schreibt die andere Person, ein für Lingua arbeitender Experte aus dem gleichen 
Herkunftsland, einen Bericht. Ziel ist es, dass das tatsächliche Herkunftsland von Mamadou B. festgestellt 
werden kann. Der Experte ist sich sicher, dass Mamadou auf Grund seiner Sprechweise und Länder-
kenntnisse nur aus Guinea stammen kann. Seinen Bericht erhält der zuständige Asylentscheider. Er sieht 
jetzt seine zuvor auf Grund der Anhörung mit Mamadou B. gemachte Feststellung von einer ihm 
unabhängigen Stelle bestätigt.  

Fall B  

Der wissenschaftliche Mitarbeiter, der das Asylgesuch von Ahmed H. bearbeitet, vergleicht Ahmed Hs. 
Aussagen mit den Angaben über Somalia, die dem BFM zur Verfügung stehen. Er kommt zum Schluss, 
dass an der somalischen Herkunft des Asylbewerbers keine ernsthaften Zweifel bestehen.  

Fall C  

Am 15. August reicht Sadiye C. ein Dokument ein. Ein Mitarbeiter des SEM prüft dieses Papier: Es handelt 
sich um ein Urteil des Staatssicherheitsgerichtes Istanbul. Aus dem Gerichtsurteil geht hervor, dass Sadiye 
C. zu einer Haftstrafe von 3 Jahren und 9 Monaten wegen der Beherbergung von zwei Mitgliedern einer 
illegalen Organisation verurteilt worden ist. Eine genaue Analyse dieses Beweismittels ergibt, dass es sich 
dabei um ein authentisches Dokument handelt.  

 

Entscheid  

Das Staatssekretariat für Migration entscheidet auf Grund des individuellen Sachverhalts, ob Asyl gewährt 
wird, ob ein Gesuch abgelehnt werden muss oder ob eine Situation vorliegt, die eine vorläufige Aufnahme 
rechtfertigt. Ein negativer Asylentscheid enthält drei Teile: Zuerst werden die Vorbringen der 
Asylsuchenden in einem Sachverhalt zusammenfassend dargestellt. In den Erwägungen wird dargelegt, 
weshalb den Asylsuchenden in der Schweiz kein Asyl gewährt werden kann. Dabei gilt es die Gefährdung 
der Asylsuchenden im Heimatland zu prüfen. Zentral dabei ist die Beurteilung der Glaubwürdigkeit und 
der Asylrelevanz der Vorbringen. Im dritten Teil der Verfügung gilt es schliesslich die Zulässigkeit, die 
Zumutbarkeit und die Möglichkeit einer Wegweisung zu untersuchen (AuG). Asylbewerber, deren Gesuch 
abgelehnt wurde, haben das Recht, beim der Bundesverwaltungsgericht (BVGer) gegen den 
erstinstanzlichen Entscheid innerhalb von 30 Tagen Beschwerde einzureichen.  

Frage: Wie sehen die Entscheide für Mamadou B., Ahmed H. und Sadiye C. konkret 

aus?  

Fall A  

Der Asylentscheider vergleicht die Angaben der beiden Anhörungen mit dem Resultat der wissenschaft-
lichen Herkunftsanalyse Lingua vom 10. Februar. Auf Grund der abweichenden Herkunftsangaben ist für 
ihn klar, dass die von Mamadou B. erzählte Geschichte nicht stimmen kann. Der Asylentscheider erlässt 
am 1. März, nachdem Mamadou kein Feedback zur Lingua-Analyse abgibt, obwohl er dazu zuvor vom 
SEM aufgefordert worden ist, folgende Verfügung: Mamadou B. erhält kein Asyl. Was soviel heisst, dass 
Mamadou Bs. Asylgesuch abgelehnt wird. Er hatte das SEM über seine tatsächliche Herkunft und über 
seine Identität getäuscht. Somit ist klar, dass seine Geschichte aus Sierra Leone nicht stimmen kann, weil er 
dort nie gelebt hat. Mamadou B. kann in sein tatsächliches Heimatland Guinea zurückkehren. Er hat die 
Möglichkeit gegen diesen Entscheid beim Bundesverwaltungsgericht (BVG) Beschwerde einzureichen.  
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Fall B  

Ahmed H. verliess Mogadischu der dortigen schwierigen Lebensbedingungen wegen und wich der 
unsicheren Situation als Folge des Bürgerkrieges aus. Die Begründung seines Asylgesuches ist im Lichte 
des schweizerischen Asylgesetzes nicht stichhaltig. Nach Art. 3 des Asylgesetzes muss jemand persönlich 
von einer Verfolgungssituation betroffen sein. Ahmed H. sprach in seinem Asylgesuch nur von der allge-
meinen Lage, die in Somalia (fast) jeden betrifft. Eine staatliche oder quasistaatliche (d.h. von einem eigen-
ständigen Teilstaat) Verfolgung ist auch nicht gegeben. Das Bundesverwaltungsgericht verneint diese 
bezüglich Somalia in der heutigen Situation. Deswegen wird das Asylgesuch abgelehnt. Wird ein Asyl-
gesuch abgelehnt, prüft das SEM, ob die Wegweisung zulässig, zumutbar und technisch möglich ist. Die 
Rückführung Ahmed Hs. ist zulässig, da er die Flüchtlingseigenschaft nicht erfüllt. Zudem wird er bei 
seiner Rückkehr keiner Strafe, die von der europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) im Art. 3 
verboten wurde, ausgeliefert sein. Die Rückführung eines Asylbewerbers ist insbesondere dann nicht 
zumutbar, wenn damit eine Gefährdung der Person einhergeht. Was Ahmed H. betrifft, so muss in seinem 
Fall auf Grund der besonderen Lage die auf 12 Monate beschränkte und regelmässig kontrollierte vor-
läufige Aufnahme gesprochen werden. Diese Aufnahme ist deshalb vorläufig, weil sie – sobald die Voraus-
setzung dafür nicht mehr gegeben sind – aufgehoben wird. Verlässt Ahmed H. freiwillig die Schweiz oder 
ist seine Rückkehr nach Mogadischu zumutbar, entzieht das SEM Ahmed H. seine Aufenthaltsbewilligung 
in der Schweiz wieder.  

Fall C  

Mit Verfügung vom 30. August wird Sadiye C. als Flüchtling anerkannt und erhält Asyl. Es ist erwiesen, 
dass sie in ihrem Heimatland aus politischen Gründen verfolgt worden ist, resp. Verfolgungsmassnahmen 
zu befürchten hat. Sie ist daher auf den Schutz der Schweiz angewiesen. Ihre politischen Rechte hat sie in 
der Türkei auf demokratische Art und Weise wahrgenommen und nicht versucht, ihre Ziele unter Anwen-
dung von Gewalt durchzusetzen.  

 

Aufenthalt/Rückkehr  

Nur rund 10 Prozent der Asylsuchenden werden erfahrungsgemäss als Flüchtlinge anerkannt. Die Mehrheit 
der Asylsuchenden erfüllt die im Asylgesetz verankerten Kriterien für die Anerkennung der Flüchtlings-
eigenschaft nicht. Wenn ein Asylgesuch nach eingehender Prüfung abgelehnt wird, setzen die Behörden 
den Betroffenen eine angemessene Frist, in der sie die Schweiz verlassen müssen: Sie läuft bei Nicht-
eintretensentscheiden schnell ab, bei materiellen Entscheiden hingegen in der Regel nach zwei Monaten, 
wobei persönlichen Umständen Rechnung getragen wird. Wer für die Rückführung Hilfe braucht, wird 
vom SEM unterstützt. Das SEM bietet auch dem für die Rückführung zuständigen Kanton Unterstützung 
an.  

Frage: Was passiert weiter mit Mamadou B., Ahmed H. und Sadiye C.?  

Fall A  

Mamadou B. nimmt die Rekursmöglichkeit, die jedem Asylsuchenden offen steht, offensichtlich nicht 
wahr. Mamadou B. hat es offenbar vorgezogen, sich den kantonalen Behörden zu entziehen. Obwohl er 
sich per Gesetz regelmässig melden sollte, ist der aktuelle Aufenthaltsort nicht mehr bekannt.  
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Fall B  

Ahmed H. ist mit der Verfügung vom SEM einverstanden. Er ist der schweizerischen Regierung dankbar 
für das erhaltene vorläufige Bleiberecht in der Schweiz – bis die Situation in seiner Heimat Somalia sich 
zum Besseren wendet.  

Fall C  

Sadiye C. bleibt in der Schweiz und erhält eine Aufenthaltsbewilligung B, nach fünf Jahren wird ihr 
normalerweise eine Niederlassungsbewilligung C erteilt. Sadiye C. profitiert von ihrem Flüchtlingsstatus, 
der ihr Schutz vor Verfolgung im Heimatstaat garantiert. Wenn sie diesen Schutz nicht mehr nötig hat, 
kann sie auf das Asyl verzichten oder der Asylstatus wird widerrufen. So beispielsweise wenn sie freiwillig 
in die Türkei zurückkehrt.  
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